
 

 

 

 

 

 

 

 

 
Die Pflegereform darf kein PNOGchio-Gesetz werden 
 

 

Mit dem Entwurf zum Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG) hat das Bundesgesundheitsministerium seine 

Pläne für eine Reform der Pflegeversicherung dargelegt. Sie widersprechen politischen Ankündigungen 

der Vergangenheit komplett und schwächen die pflegerische Versorgung. Bei den regierungsinternen 

Abstimmungen und der parlamentarischen Debatte im Herbst müssen die massivsten Widersprüche 

aufgelöst werden, damit die Reform keine Mogelpackung – kein PNOGchio-Gesetz – wird. 

 

Keine Ungleichbehandlung bei der Refinanzierung von Gehältern: Die Politik hat gesetzlich dafür gesorgt, 

dass alle Pflegekräfte auf Tarifniveau bezahlt werden. Jetzt zeigt sie der Hälfte der Branche eine lange 

Nase und führt im GKV-Bereich eine Ungleichbehandlung tarifungebundener bzw. privater Einrichtungen 

im Bereich der ambulanten häuslichen Krankenpflege, Haushaltshilfe und außerklinischen Intensivpflege 

gegenüber tarifgebundenen Einrichtungen bei der Refinanzierung von Gehältern ein. Das schlägt dem 

Fass den Boden aus und kommt einer gesetzlich verordneten Wettbewerbsverzerrung gleich. Eine solche 

Regelung darf in keinem Fall Einfluss in einem zukünftigen PNOG finden. Weitere Details hier. 

 

Keine Zerschlagung der Beratungsstrukturen: Die Politik hat mit der Pflegeversicherung auch gut 

ausgebaute Beratungsstrukturen ermöglicht und mit den Beratungsbesuchen nach § 37 Abs. 3 SGB XI 

sowie „45er-Schulungen“ pflegender Angehöriger im Bereich des SGB XI viele tausend ambulante 

Pflegedienste strukturell eingebunden. Sie haben damit einen wichtigen Beitrag zum Verbleib vieler 

pflegebedürftiger Menschen in ihrem vertrauten Zuhause geleistet. Jetzt zeigt sie den Pflegediensten die 

lange Nase und will diese etablierten Strukturen zerschlagen, um sie bei Kassen und Kommunen wieder 

aufzubauen. Verloren gehen dabei Praxiserfahrung und die unmittelbare Nähe zu den Betroffenen. Für die 

geplante Pflegebegleitung müssen bis zu 20.000 Pflegefachkräfte der direkten Versorgung entzogen 

werden, was den Fachkräftemangel vergrößert. Weitere Details hier. 

 

Keine Einschränkung von ambulanten Angeboten: Pflegedienste müssen durch gesetzliche Vorgaben ein 

breites Angebot an Leistungen vorhalten. Nun zeigt ihnen die Politik die lange Nase, indem bewährte 

ambulante Leistungen und flexible Entlastungsangebote erheblich eingeschränkt werden bzw. von 

ambulanten Pflegediensten zukünftig nicht mehr erbracht werden dürfen. Leistungen eines neuen 

Sozialraumbudgets sollen 16.000 Pflegedienste nicht erbringen dürfen und die eigenständige Leistung der 

Verhinderungspflege wird quasi gestrichen. Die Tagespflege wird geschwächt, weil der Entlastungsbetrag 

nicht mehr für die Kosten von Unterkunft und Verpflegung eingesetzt werden kann. Das bringt die 

ambulante Versorgung in unnötige Turbulenzen. Weitere Details hier. 

 

Keine Ignoranz gegenüber dem Personalmangel: Die größte Belastung für die pflegerische Versorgung ist 

der Mangel an Personal. Der Gesetzentwurf ignoriert diese Problematik vollständig und schafft zusätzliche 

Belastungen für die Teams und Arbeitgeber. Kluge Konzepte wie die Kompetenzvermutung, die von allen 

relevanten Akteuren in der Pflege unterstützt wird und sofort tausende Mitarbeitende als internationale 

Fachkräfte in die Versorgung bringen würde, werden ignoriert. Das ist fahrlässig angesichts der 

Herausforderungen, die die demografische Entwicklung in den nächsten Jahren mit sich bringt. Weitere 

Details hier. 

 

 

 

Alle Infos, Forderungen 

und Argumente auf 

www.pnogchio.de 

https://www.bpa.de/fileadmin/Medien/image/News/2026/PNOGchio/Papier_zu_Ungleichbehandlung_bei_der_Refinanzierung_von_Gehaeltern_1__1_.pdf
https://www.bpa.de/fileadmin/Medien/image/News/2026/PNOGchio/Papier_zur_Pflegeberatung_23-07-2026.pdf
https://www.bpa.de/fileadmin/Medien/image/News/2026/PNOGchio/Papier_zu_Einschraenkungen_bei_ambulanten_Angeboten_1.pdf
https://www.bpa.de/fileadmin/Mein_bpa/Positionspapiere/bpa_Positionspapier_Kompetenzvermutung_2024-10-21.pdf
https://www.bpa.de/fileadmin/Mein_bpa/Positionspapiere/bpa_Positionspapier_Kompetenzvermutung_2024-10-21.pdf

